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PräsidenteneRt.racle und Minist.erbank während der Festrede des Herrn Bundespräsidenten. 

Rückwärtige Reihe \'on links nach recht>!: Zwe ite!' YOl'sitzenderstelh-el't!'eter des Bundesrates 
Hans Gr o ßa ne r, Erster YOI'sitzender telh-eJ·treter de,:; Bundesrate-; Kar! H o  n a y. Yorsitzender 
des Btmdesrate" Josef R e h  l' 1. Präsident des Xationalrates Leopold K 1I n sc ha k. Drittel' Präsident 
des Nationalrates Dt·. Alfons Go rb a c h, Parlamentsch'ektol' Dl'. Josef Pult a r. Parlaments-

,-izedirektor Dr. Roman R o s i c z k�-. 

Am RednerpuJt: Bundespräsident Dl'. h. C'. Dr. Karl R e n n e r. 
Zu b€'iden �eitE.>n diE.> Beamten des Stenogl'aphendien-;tes H0fI'at Dl'. Josef :i\IE.>i€'l' 

und Hofrat Dl'. Theodor .-\.I t. 

Auf der M:inisterbank \'on links nach rechts: Staatssekretär Ferdinand GI' a f. Bundesminister 
für Energiewirtschaft und Elektrif izierung Dr. Alfred �I i g s c h. Bundesminister für Yermögens­
sicherung und l'-irtschaftsplanung Dr. Peter K r a ula n d, Bundesminister für HandE.>1 und 
\Yiecleraufball Dr. Ernst K olb, Bundesminister für Finanzen Dl'. Geol'g Z i m m e r m a n n, 
Bundesminister für Unterricht Dr. Felix H u r d es, Yizekanzler Dr. Adolf S c h ä r f, Bunde,;­
kanzler Dr. h. c. Ing. Leopold F i g l, Btmdesminister für Inneres Oscar H elm e r, Bundesminister 
für Justiz Dr. Josef Ge r ö, Btmdesminister für Land- uI'I.d For twirtschaft. Josef K r a u s. Bundes­
minister für Volksernährung Otto S a g m e i ste r. Blmde_minister für Yerkehr Yinzenz ttb ele i s, 
Bundesminister Erwin A \t. e n  b u r  g e r, Bundesminister für die Au>'wärtigen Angel€'genheiten 

Dr. Karl Grub e r, Staats::ekr€'tär Karll\Ia n tler. 
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Stenographisches Protokoll. 
f.estsitzung des Nationalrates und des Bundesrates der Republik 
Osterreich aus Anlaß des 100. Jahrestages des Zusanunentrittes 

der ersten österreichischen Volksvertretung. 
V. Gesetzgebungsperiode. Freitag, 9. Juli 1948. 

In der schlichten und würd igen Art der drei vorangegangenen Festsitzungen feierten 
heute der Nationalrat und der Bundesrat in gemeinsamer Sitzung in Anwesenheit zahlreichel' 
Festgäste die Erinnerung an den Tag, an dem vor 100 Jahren die erste österreichische frei­
gewählte Volksvertretung zusammengetreten war. 

Punkt 10 Uhr betrat, geleitet von den Präsidenten des Nationalrates, den Vorsitzenden 
des Bund esrates und der Bundesregierung mit dem Bundeskanzler an der Spitze, Bundes­
präRident Dl'. R e n n e r  den feRt.lich geschmückten Ritzungssaal und nahm auf einem im Mitt,el­
raum aufgestellten Fauteuil Platz . Bei seilwm ErRcheinen tl'llg die Chorvereinigung " Jung­
Wien" und ein Fanfarenquartett der Rtaatsoper den , , 'VeihegruW' von ProfesRor Lel1I1er vor. 

Alle Anwesenden im Saal und auf den G-alerien hatten sich erhoben und bereiteten dem 
Bundespräsid enten eine große Ovat,ion. 

Sodann begah sich Präsident Kun s c h a k  auf clie Präsiclentenestrade. Zu beiden Seiten 
saßen Präsident des Nationalrates Dr. Go r b a c h ,  der Vorsitzende des Bundesrates Re h r l, 
dessen Stellvertreter H o n ay und Gr o ß a u el'. Parlanwntildirektor Sektiol1fwhef Dr. Pu lt.a r 
und Parlamentsvizedirektor Dr. R o s i c z ky.  

Nach Eröffnung der Festsitzung hielt 

Präsident Kunschak 
die folgende Ansprache: 

Herr Bundespräsident ! Sehr geehrte Festgäste ! Hohe Bundesversammlung! 

Ein ,Jahrhundert liegt hinter uns, seit in Österreich das absolute Regierungssystem sein 
Ende gefunden hat und die parlamentarische Arbeit , eingeleitet wurde, die in dieser langen 
Entwicklung schließlich zu dem Zustand geführt hat, in dem wir heute leben : zur Demokratie, 
zur Volksregierung in des Wortes fortgeschrittenster Bedeutung. 

Dieser Umstand rechtfertigt es, daß wir die hundertste Wiederkehr des Tages der ersten 
Sitzung des keimenden demokratischen und parlamentarischen Lebens festlich begehen. Präsidium 
und Vorsitz des Nationalrates und des Bundesrates haben sich zu dieser gemeinsamen Kund­
gebung entschlossen und den Herrn Bundespräsidenten, der selbst fast ein halhes Jahrhundert 
an dieser Entwicklung persönlich, in einfacher Stellung als Abgeordneter, in der Stellung als 
Staatskanzler und heute in der Stellung als Bundespräsident, mitgewirkt hat, der also der 
berufenste Mann ist, eingeladen, die Festrede zum heutigen Tage zu halten. Ich bitte Sie nUll­
mehr, hochgeehrter Herr Bundespräsident, sich zur Sprechbühne zu begeben. 

Unter lang anhaltenden Beifallskundgebungen im Hause und auf den Galerien begibt sich 

Bundespräsident Dr. Renner 

zur Rednertribüne und nimmt das Wort zu folgender Festrede: 

Geehrte Männer und Frauen der beiden Häuser der österreichischen Volksvertretung ! 

Hundert Jahre sind vergangen seit dem Tage, an dem zum ersten Male Österreichs Volk 
den Zusammentritt einer parlamentarischen Vertretung erlebt hat. Damit trat es in den 
Besitz einer E inrichtung, um die nicht nur alle Nationen West- und Mitteleuropas durch 
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Jahrzehnte einrn leitleni>ehaftliehen Kampf geführt, Hondern auch die Völker Öst.ert'eiehR , 

insbeROlHlere daR Volk von Wien "eit den Märztagen l�-!� mit biH,Nel' Ent.RchlosRenheit 

gerungen hatt.en. ER mußte wohl ein hohe" R,echt "gut Rein, daR flie"er unabläsRigen AnRtren­
gungen der KlllLurnationen wert war. DieR sei hervorgehoben, weil flas verhängniHvolle 
Zwischenflpiel ,Ie,", Fa,",c-h is ll1us und deR NationalRoziali"mllfl die parlamental"isc-hen Einrich­
tungen herabgewiirdigt und die Demokratie Li berhaupt aufs Spiel geRetzt. hat. 

Die Idee der Reprä"entativvel'fai>Hung hat.te in der ersten franzö"ischen Revolution 
von 1789 auf dem Kont.inent ihren geiilt.igen Durchbruch gefeiert. Das Kaisertnm Öst.erreich, 
von dem Land und Volk unserer heutigen Republik Öst.erreic-h ein be:<cheidener Befltanclteil 

Rind, war 18-!8 Rchon nahezu 110 .J ahrt> in Verzug gewesen. Dieser Verzug hatte die ha hs­

burgische Monal'ehie mit ihrem leit.elHlen Rtaatilmann Mett.ernic-h a.IR Vormac-ht der 
europäischen Reakt.ion in VelTuf gebracht. und auf dieses vormals nicht ruhmlose Staatsw:esen 
schwere Schatten geworfen. 

Dafl Jahr des Zusammentrittes des ersten ö. terreichischen Reichstages sollt.e die 
geschic-htliche Epoche des Vormärz beenden, aber eS hat noch keineswegs die staatsrechtliche 
Epoche des landesfürstlichen Absolntismus abgeschlossen. Denn das österreich ische Volk 
konnte sich auch nach Achtundvierzig noch lange nicht des ständigen Besitzes einer 
parlamentarischen VC'l'tretung erf,·euen. Erst. zwanzig .Jahre Rpäter. im .Tahre 1868, sollte 

nach wechselvollen, wunderlichen staat.Rrechtlichen Experimenten eine parlamentarische 
Körpersehaft wieder zusamment.ret.en, diC' der Urllndid('e der Repriü:ent.at.ivverfasRlmg so 
weit. entRpraeh, daß alls iht, in schritt.weise!' Fortbilclullg im Wege vieJ'zigjähriger Verfassungs­

kämpfe und nach zchnjährigen Wahlreehtskämpfen am l!) . . Juni Ht07 ein HauR des allgemeinen, 
gleichen und direkten Wahlrechtes feierlich eröffnC't Werdf'n konnt.e. EJ'I'it. damit. t.rat. die 

staatRrechtlichc Institution, derC'n Träger, sehr geschätzte Männer und Fra.ucn, 8ie heute 
sind, in die letzte, nunmehr schon vieJ'zigjiihrige PeriodC' ihres Bestamks C'in - und Flic wisspn. 

auch ihr sollte eine ruhige, störungs- und untC'rbrechungslose Arb('it nicht. beschieden sein. 
Die inneren Grundlagen dieser Instit.ut.ion hahen Ridl nur wenig gC'iindert, aher gewaltige . 

völker- und staatsrechtliche Umwälzungen von außen her haben ihren Wirkungskreis 
räumlich verengt, ihren AufgahenkreiR allerdingR fundamC'ntal erweitert. 

Ein skizzenhafter Rückblick auf eine - von 1789 gerechnct. - Per'iock von n1('hr al:< 
anderthalb Jahrhunderten, den ich heut.e zu geb('n versuche, möge Sie, sehr gechrte Männet' 
und Frauen, zunächst davon überzeugen, daß die Basis. auf der Sie !luen VolkRauftrag 

erfüllen, das parlamentarische System, nicht die Frucht irgendeiner theoretisd1€'n 8pekulat.ion. 
sondern des schöpferischen Gestaltungswillens vieler, vieler Generationen aller Völker des 
abendländischen Kulturkreises ist! Daran zu erinnern, gebietet der auch heute noch immer 
da und dort gemachte Versuch, diese durch ungezählte Blutzeugen geheiligte Kultur­
errungenschaft zu verkleinern und durch den bedenkenlosen Rückfall in 8taatsformen zu 
ersetzen, die zum Teile längst überwundenen Stufen der Zivilisation, zum Teile direkt 
barbarischen Zeitaltern Genüge getan haben mögen, heute jedoch nicht nur ein Hohn auf 

jede Zivilisation sind, sondern zugleich für die vom Irrwahn befallenen Völker sich als 
Ursache schwerster Katastrophen, ja als ständige Bedrohung des Weltfriedens erwiesen 
haben. 

. 

Angesichts dieses Irrwahns ist es geboten, daß jeder, der in das Haus der Volksvertretung 
eintritt, von der Überzeugung erfüllt ist, einer durch die Tradition geheiligten Berufung 
zu dienen sowie für das künftige Gedeihen seines Volkes entscheidende Verpflichtungen auf 
sich zu nehmen. 

Der Rückblick auf die Kämpfe von anderthalb Jahrhunderten kann den Einwand nahe­
legen: Wenn der Idee der demokratischen Volksvertretung wirklich diese Bedeutung zukommt, 
warum hat sie sich so mühselig durchgesetzt, warum ist sie noch heute umstritt.en? 

Gegen diesen Einwand ist festzustellen: Stafl.t.sverfassungen sind Schöpfungen, die, wie 
alle Schöpfungen des Rechtes, die tatsächliche Wirtschafts- und Gesellschaftsgest.altung 
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einer konkreten Epoche widerl:!piegelli und abo zunäclu,t von dem ausgehen mÜSl:!en, was 
il:!t. Darum folgt die Yerfas;-;ungl:!ent wicklung. obs('ho11 nach englischen und amerikanischen 
Mustern 1780 in der Idee vorgebildet" nur :::)chritt für ::;chritt den wirtschaftlichen und 
gel:!ellschaft.lichen Umwälzungen des 18. und 19 . .  Jahrhunderts. 

Nur unter gliicklithen Uml:!tänden folgt sie ihnen in ruhiger. st .etigel' Entwicklung : so 
in diesen zwei .Jahrhunderten in England, wo sich das Repräscntativsystem l:!ChOll in den 
Revolutionen von 1649 und 1 681 praktisch durchgesetzt hat. England gegenü ber war der 
Kontinent u m  ein .Jahrhundert verspätet und holte ruckwcise in Revolutionen das Ver:;änmte 
nach. Revolutionen sind immer Gerichtstage über jüng:;t und längst Vergangen es und zugleich 
Schöpfungstage. nicht für das zunächst" sondern auch ü ber das in ferner Zukunft Gebotene -
:;ie nehmen in der Idee Entwicklungen voraus. 

Was war den Revolutionen des 18. und 10 . •  Jahrhunderts vorangegangen? Der Staat 
des absoluten Fürstentums, der vollen monarchischen Souveränität. Auch sie hatte ihre 
ge:;ch ichtliche Stunde. Vom Mittelalter her waren die Völker in doppelter Hinsicht zerklüftet: 
einmal durch zahlreiche lokale und territoriale Sondergewalten - Mitteleuropa war bedeckt 
von vielen hundert Territorialfürstentümern, die Gre11zzölle einhoben, und beinahe jede 
Rtraße, jede Brücke h atte vor dem 18, J ahrh unclert, ihre besondere Maut: femel' aber 
zerfiel die Gesellschaft in neben- und einander ü bergeordnete Stände ohne einigende:; Bawl, 
jC'der Stand m it weitgehenden Sonderrechten. 

Die volk:;wil'tsehaftliche Entwicklung drängte nach �"eiträllmigem Verkehr und nMh 
Vereinheitlichung des Rechtes, nach Niederlegung der räumlichen und ständischen Schranken. 
N ur eine Macht konnte dies zu jener Zeit vollbringen : der Absolutismus dei' Lanclesfürsten. 
Er stellte die Souveränität des Staates über den Territorien und Ständen her. Bei uns in 
Österreich war der sogenannte aufgeklärte Absolutismus Maria Theresias, Josefs 11. und 
Leopolds 11. der Bahnbrecher' der bürgerlichen Wirtschaftsweise durch die Schaffung eines 
allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuehes, einer einh eitlichen Gerichtsorganisation, einer 
ebenl:lolchen bureaukratischen Verwaltung, des einheitlichen Staats bürgerrechtes. Er stellte 
elie wichtigsten Elemente dessen her, was wir heute Hech tsstaat im Gegensatz zum Gewalt­
staat nennen. Der Spruch ".Justitia regnorull1 fundamentu m" war für diese Zeit nicht nur 
ein ernl:ltel:! Vorhaben, l:!onclern beachtenswerte Erfüllung. 

DE'r Rechtsstaat ist somit ein altes Erbe, er stammt seiner Anlage nach aus der Zeit vor 
171:)0, vor dem Konvent, und um so empörender ist die heute den Menschen des 20. Jahrhunderts 
gestellte Zumutung, nicht nur hinter den Vormärz, sondern selbst hinter den VOl'kOllvent 
I:lich zurückwerfen zu lassen, hinter den aufgeklärten, in die Zustände eines despotischen 
Absolutismus, einer durch keine Rechtssatzung gebändigten Despotie eines Führerstaates. 

Jene Zeit der sogenannten Aufklärung brach auch dem bürgerlichen, Denken, der 
nationalen Philosophie, Kunst und Literatur Bah n, aber das Fürstentum war am Ende doch 
zu sehr traditionsgebunden, zu sehr mit der aristokratischen Grundherrenklasse verschwistert, 
um mit dem Reformwerk zu Ende zu gehen. Es vermochte nicht einmal in allen Staaten, 
was vorbildlich in Österreich geschah, die Leibeigenschaft aufzuheben, geschweige denn 
eine wirkliche Bauernbefreiung durchzufü hren, nicht einmal die staatliche Verwaltung von 
der kirchlichen Hierarchie zu lösen, wie es der .J osefinislllus in Österreich versucht hat. 

Im Westen Europas hatte allerdings bürgerliche Wirtschafts- und demzufolge bürgerliche 
Denkweise rasche Fortschritte erzielt und das Zeitalter des Kapitalismus eingeleitet, während 
in Frankreich das absolute Fürstentu m  geistig und sittlich versagte. Der Konvent war die 
Folge: er hielt Gerichtstag über die alten Mächte, verkündigte aber zugleich eine neue 
Ordnung, nicht nur nahe erreichbare Ziele, sondern eine 'Velt neuer Ideen, zunächst die 
Ideenwelt des Liberalismus. Hinter dem jungen Bürgertum erhob sich j edoch zugleich ein 
Proletariat, hinter dem bürgerlichen Liberalismus der proletarische Sozialismus, gegen die 
Machthaber des Konvents ein Gracchus Baboeuf und die Verschwörung der Gleichen. 
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Yorausgeahnte Zukunft verwirrt elie Gegenwart. Im 'Yic1er treit aller erwaehe nden 
Klassen und aufdämmernden Ideen verfällt die Gesellsehaft in Chaos und Bürgerkrieg. dessen 
zunäehst nur ein Absolutismus neuer Gest alt Herr wird : Kapoleon Bonaparte vollendet 
einerseits wohl den bürgerliehell Staat in Frankreieh . vernieht.et aber anderseits j ede wahre 
Y olks"Vertretung und ersetzt. sie durch sein S�·stem. das man als modernen Cäsarismus 
bezeichnet hat. Er stützt sich auf die unbeschränkte l\Iilitärgewalt, diese aber treibt zum 
K rieg und gerät in Gegensatz zur übrigen Welt. Ein Yierteljahrhundert der Kriege versetzt 
das übrige E uropa in einen Zustand dreißigjähriger Erstarrung, der vom Friedensschluß des 
Wien er Kongresses bis 1 8-18 dauert und der als Yormärz gekennzeichnet ist. 

Halten wir diesen erstmaligen Zyklus fest : R evolution, Konvent, Cäsarismus, Kriege, 
Triumph, Sturz des Cäsars ! Wir werden sehen. daß er, wenn auch in mannigfach veränderter 
Gestalt, sich mehrmals wiederholt. Ihn richtig zu erfassen, erleichtert das Verständnis des 
kommenden Jahrhunderts. 

In Frankreich wird unter dem Haus Bourbon das absolute Königtum, getragen von den 
Ständen, von Kirche und Hochadel, wiederhergestellt. Die Juli-Revolution 1 830 stürzt es, 
die Repräsentativverfassung des Hauses Orleans richtet wieder die konstitutionelle Monarchie 
auf. Aber nur die Groß bourgeoisie wird zur Macht berufen, während die bürgerliche Mittelklasse 
und Intelligenz durch einen hohen Zensus ausgeschlossen bleibt. Dagegen erheben sich beide 
in der Februar-Revolution 1 8-18. Als das Proletariat seinerseits die Zeit gekommen glaubt, 
alle alten Klassen zu stürzen, wird es in der grausamen Juni-Schlacht durch General Cavaignac 
niedergeworfen. Das Ergebnis ist die bürgerliche Republik, in der das Proletariat durch einen 
Zensus vom Wahh'echt au::;geschlossen bleibt und auch alle alten Klassen und Kasten samt 
dem kapitalistischen Gro ßbürgertum zurückgedrängt werden. Zunächst herrschen Mittel­
und Kleinbürgertum und die bürgerliche Intelligenz. 

Aber die bürgerliche Republik findet gleichfalls nicht sofort ihr innere::; Gleichgewicht: 
Großgrundbesitz und Großkapital oben ::;ind ebenso erbittert wie da::; Proletariat unten, die 
Gesellschaft i::;t vor dem neuerlichen Au::;brtH:h des Bürgerkrieges nicht sicher. Da bemächtigt 
::;i('h Louis Bonaparte <.les überlieferten b llreaukratischen und militärischen Apparat::;, um 
einen Cä:::ari::;mlls in zweiter Auflage zu versuchen. Er verwendet neue, sc-heindelllokrati::;che 
Mittel , die seinem Oheim nicht zu Gebote ge::;tanden waren : durch Gewalt, Bestechung und 
B etrug gefälschte Volksabstimmungen, scheinsoziaJistisehe soziale Reformen zur Begütigung 
der Arbeitf'rklai-lse. So wird er Kaiser der Franzosen, führt siegreiche Kriege und erleidet nach 
1 8  Jahren im Krieg seinen Sturz. Ein zweitet' Zyklus, in der Form ver::;chieden, im We::;en 
gleich . 

Die nun folgende dritte Republik begründet sich trotz der Niederlage der Pariser Kommune 
auf der rein demokrat.i::;chen Basis eines wirklich allgemeinen, gleichen Stimmrechtes, so daß 
endlic-h neben den alten Kla::;sen nun auch das Proletariat in voller Gleichberechtigung dem 
Staate eingegliedert ist. Die:;e dritte Republik zählt ihren Bestand nicht mehr nach halben 
G enerationen wie ihre Vorgänger, sie besteht nunmehr drei Vierteljahrhunderte, und alle 
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Wandlungen haben sich ohne Revolution und Gegen­
revolution auf der unveränderten, stabilen Grundlage der demokratischen Verfassung voll­
zogen. Der unveränderliche Bestand der staatsrechtlichen Ordnung der Gesellschaft hinderte 
keinen wirtschaftlichen, sozialen, geistigen, kulturellen Fortschritt, im Gegenteil, er garantierte 
die konstante und fruchtbare Weiterbildung alles materiellen und geistigen Lebens. Der über­
lieferte zyklische Ablauf von Revolution und Reaktion ist abgebrochen und ersetzt durch 
die zeitweise Ablösung von Parteien im Parlamente. Die Stimmzettel sind an die Stelle der 
Heugabeln und Baj onette getreten. 

Ich habe der Aufrollung der staatsrechtlichen Entwicklung an dem französischen Beispiel 
soviel Raum gegeben, weil aus ihr eine gewisse Gesetzmäßigkeit klar hervorgeht, die nun auch -
wie wir alsbald hören werden - die Geschichte unserer Volksvertretung beherrschen sollte. 
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Eine Reihe besonderer äußerer Umstände hat diese Geschichte j edoch so verwickelt gestaltet " 
daß sie sich nur durch eingehende Berücksichtigung dieser Umstände dem Verständnis erschließt. 

Z'wei Faktoren verschieben alle Ursachen und Wirkungen, verwirren und trüben das 
Bild der Ereignisse: die historische Vormachtstellung Österreichs im alten Deutschen Reich 
und die überlieferte Ostmission Österreichs im Donauraum. Auch damals stand Österreich 
zwischen West und Ost. Nach beiden Richtungen stört und verfälscht der im 1 9. Jahrhundert 
siegreich verstärkte Drang der Völker nach ihren Nationalstaaten die Verwirklichung wahr­
hafter Volksvertretung. 

Die Staatslehre des 17. Jahrhunderts hatte die sogenannte Souveränität oder höchste 
Gewalt zum Grundbegriff des Staatsrechts erhoben, ja zu einem Gebot des göttlichen wie 
des Naturrechts erklärt. Das erstarkte Fürstentum machte sich diese Lehre zunutze: Souverän 
ist der Monarch. Ihm ist von Gott alle Gewalt verliehen, er verleiht alle Rechte und kann sie 
auch jederzeit wieder entziehen. Sie sehen, geehrte Volksbeauftragte, der Gedanke des totalitären 
Staates und des gottgesendeten Führertums ist keine Erfindung unserer Zeit, er ist in jahr­
hundertelangen revolutionären Kämpfen unter schwersten Blutopfern fast aller großen abend­
ländischen Kulturvölker niedergerungen wordel1. 

Philosophen und Rechtslehrer halten es keineswegs für notwendig, daß das Haupt einer 
Dynastie oder sonst eine gottbegnadete physische E inzelperson Souverän sei: die höchste 
Gewalt könne auch in einer zentralen Körperschaft ihren Sitz haben, wie etwa im altrömischen 
Senat. Wo dies der Fall, bestehe eben eine Republik. Die Souveränität sei ein Attribut des 
Staates schlechtweg, einerlei, welche Verfassung er habe. Von der Fürstensouveränität über 
die Staatssouveränität führt der gerade Weg zur Volkssouveränität. Diese lehrt: Nicht der 
Apparat der Staatsgewalt, einerlei, wie er organisiert sei und wer an seiner Spitze steht, sondern 
das Volk selbst sei der Souverän und der Staat und alle seine Organe seien nichts anderes als 
Beauftragte des souveränen Volkes. 

Sie sehen, geehrte Männer und Frauen, daß diese Lehre die Aufgabe der Volksvertretung 
völlig anders und neu umschreibt. Diese V oll{svertretung ist nicht mehr allein auf die 
Funktion der Gesetzgebung beschränkt, sie stellt vielmehr selbst das ordnende Prinzip einer 
höchst.en Gewalt dar, die für das Volk handelt und an von ihr bestellte Organe die Aufträge 
de:> Volkes weitergibt, also auch Vollziehung und Rechtsprechung zu ihren Aufgaben zählt. 

Heute wissen Gelehrte und Laien, daß die Souveränität weder auf göttlichem, noch auf 
Naturrecht beruht, sondern ein Dogma ist, das in seiner Zeit entstand und mit der Zeit als solches 
auch überholt wird. Durch mehr als ein Jahrhundert aber galt die Souveränität in jeder Hinsicht 
als ein Dogma, das gläubiges Bekenntnis heischte. Die französische Verfassung vo m Jahre 1791 
übertrug die Souveränität an den einheitlichen Staat im Gegensatz z u  Ständen, Territorien, 
Konfessionen, Klassen, kurz zu allen überlieferten Gliederungen. Ihren Sitz aber sollte diese 
Souveränität in der Nation haben. Damit wurde die Neuorganisation der abendländischen 
Welt nach Nationen, die Erhebung der nationalen Siedlungsgebiete zu selbständigen, unab­
hängigen Staaten gefordert, die Nationalstaatsidee proklamiert. Das nächste Jahrhundert 
steht im Bann dieser Idee, flie beherrscht es mit der Kraft einer Zwangsvorstellung oder eines 
Dogmas, verwickelt die bis dahin wenigstens in der Vorstellung bestehende abendländische 
Kulttlrgemeinschaft in immer sich steigernde nationale Kämpfe und Kriege und löst sie praktisch 
auf. 

Diese Abschweifung war geboten, um die Schicksale zu erklären, die in den letzten hundert 
Jahren das Kaisertum Österreich heimgesucht und zur Auflösung gebracht haben, die uns 
Österreicher von heute in eine Lage versetzt haben, die unvergleichbar ist mit jener vor hundert 
Jahren, als die erste gewählte Volksvertretung in Wien zusammentrat. 

Das Kaisertum Österreich war seit dem Wiener Kongreß die Vormacht des Deutschen 
Bundes gewesen, der Kaiser von Österreich hatte dessen Präsidium inne - der westliche 
überwiegend deutsch sprechende Teil Österreichs wählte also nach der Revolution von 1 848 
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nicht nur zum "'iener Reicll:-ilag, :-iondel'l1 auch ZUlll Frankfurte!' Bunck"tag. Das mlt' Ü::;terreich 
nach dem Westen! 

Das Kaisertum Ö:.;tC'l'reich wal' etber zugleich :;eit 1�04 das Donaul'eich vieler ö::;tlicher 
Nationen, die al"bald ihre Souveränität E'r::;trebtetl. 

In dem 'Vicler"treit. zwi::;chen Östet'rC'ich und Preu/3E'n, z wi:.;chen Ha bsburg und HohE'n­
zoJlC'l'l1 um diE' VorhE'rrschaft, in Deutschland seheitC'rte die Frankfurtel' Nationalversammlung 
und die Idee eine:; geschlossenen deutschen Nationalstaa,t.es. 

Der vor hundert. Jahren in "Tien zusammenget.retene österreichische Reichst.ag stand 
vor einem anders gearteten Problem : es galt, im Rahmen der einen Souveränität, die ihren 
Sitz im Kaiserhaus hatte, Platz zu schaffen für viele Nationen. es galt, einen Oberstaat ü bel' 
beschränkt-souveräne Nationalstaaten, somit eine internat,ionale Föderation zu schaffen oder 
sieh in Nationalstaaten aufzulösen. Das war Österreich nach Osten! 

Der Wiener Reichstag von 1848, der parlamentarische Vorläufer dieses Hohen Hauses, 
gab sich redlich Mühe, das rettende Werk zu vollbringen. Die stürmi ehen Märztage 1848 

hatten zugleich das wirtschaftlich-soziale und das nationale Gefüge, das der Absolutismus 
lange verdeckt hatte, bloßgelegt und damit das Verfassungsproblem aufgerollt. In stürmischet' 
Entwicklung rollt sich in knappen zweieinhalb Monaten in elen Gesetzblättern ein rapider 
ÜbNgang vom Absolutismus zur Demokratie ab, ein übergang, der sich später naeh der abcr­
maligcn Sistierung des verfassung;Hnäßigen Lebens erst in einem langwierigen Prozeß ve)ll 
seehzig Jahren neuerlich Schrit.t für Schritt. durchsetzen sollte. 

Das Pat.ent vom 15. März 1848 knüpft noch an die alten, funktiollslos gewordenen Stände 
an, aber es ist nach wenigen Tagen ü berholt : die Krone erläßt dureh Octroi am 25. April die 
:;ogenannte Pillersdorfsehe Verfassung, die einen Reichstag mit. zwei Häll:>ern untcr Aus:>chluß 
der Arbeiter, die im Tag- oder Wochenlohn st.ehen, vorsieht. Als die aufständisehe Bevölkerung 
das Octroi ablehnt, konzediert eine kaiserliche Kundmachung vom 16. Mai eine Volksvertretung 
aus einem Haus, welche erst die Verfassung zn beschließen habe. also einen koni:ititu ierenden 
Reichstag. Die am 30. Mai verkündete Wahlordnung läßt endlieh aueh die im Tag- ocLer'Woehen­
lohn stehenden Arbeiter zur Wahl zu.  

Der so entstandene l{,eieh!!tag :;ah sich vor zwei Aufgaben ge:;tcllt . Er hatte die Vcrfa!!sung 
eines Nationalitäten-B nndei:i:;taate' zu besehließen, aber die!!e Verfa::;sung sollte zugleich da::; Ab­
bild der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Kräfte des Reiehei:i sein. Die Glieder de:> habsLur­
gischen Imperiums waren j edoch wirtschaftlieh und kulturell himmelweit voneinander ver­
schieden : Alpen- und Sudetenläncler, Wien und Prag lagen im mitteleuropäischen Kulturkreis, 
Ungarn u nd seine Nebenländer staken, beherrscht vom adeligen Großgrundbesitz, tief in der 
feudalen Epoche, der fel'llere N ord- u nd Südoi:iten aber war beinahe kulturlos. Der ö!!terreichisehe 
Reichstag brachte dennoch das Kunststück fertig, in einem Verfassungsentwurf für solche 
Gegensätze und Widersprüche j uristisch ein gemein::;ames Maß zu schaffen. Daß sich dieser 
Entwurf nicht durchsetzte, hatte zwei Ursachen: einerseit.s lehnte der u ngarische Ständetag 
zu Preß burg die Teilnahme an dem Wiener Werke ab und gab Ungarn und seinen Nebenlänelern 
eine :;elbständige Verfassung, anderseits lag j enes gemeinsame Maß, das der Reichstag suchte 
und feststellte, tief u nter dem, was der Westen, was Wien dank seiner höheren Entwicklung 
fordern konnte. Wie Prag aus nationalen, so begehrte Wien aus politischen Gründen mehl' u nd 
anderes, und beide erhoben sich, in Wien im Oktober allen voran das Proletariat im B unde 
mit den Intellektuellen. Um der Sphäre des Bürgerkrieges entrückt z u  bleiben, wurde der erste 
österreichische Reichstag am 22. Oktober 1848 in das mährische Landstädtchen Krem!!ier 
verlegt, und der Hof ging nach Olmütz. 

Der in Kremsiel' entstandene berühmte Verfassungsentwurf, der den Abfall der Länder 
der u ngarischen Krone als vorläufige Tatsache hinnahm, war eine verheißungsvolle Lösung. 
Wenn irgendwie, so war das Donaureich auf diesem Wege zu retten! Der Entwurf sah eine 
föderalistische Ordnung des Reiches vor. Neben einem Reichstag mit zwei Kammel'l l  sollte 
eine Reichszentralgewalt die allen gemein!!amen Angelegenheiten erledigen, die Volkskammer 
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sullte auf Grund des gleichen und dirrktell Wethlrechte:; drr mehr ab 24j ährigen männlichen 
Staat:;hürger, allerdings noch auf Grund eines StenerzensllS, gewählt werden, eine Läuder· 
kammer sollte von den Land- , beziehungsweise Kreistagen besrhickt werden. Auch für die 
A bgn:nzung der nationalen Siedlungsgebiete war vorgesorgt , für die Lösung der Amtssprachen­
Frage waren bedeutsame Maßnahmen vorge:;ehen. Was lllCtn :;päter al:; , .nationale Autonomie" 
bezeichnete, war h ier bereits in den Grundzügen vorhanden und j eder künftigen Weiterbildung 
fähig. Die Reichszent.ralgewalt sollte vom Kaiser durch verantwortliche Minister ausgeübt werdcn, 
die Teilung der Gewalten und die Grundrechte der Bürger waren kodifiziert. 

Dennoch war diesem unserem frühesten Vorläufer der Erfolg versagt. Als der Aus chu ß ­
bericht über die Verfassung in das Plenum gelangen sollte, wurde der Reichstag a m  4 .  März 1849 
durch kaiserliches Manifest aufgelöst, 

Dieser verhängnisvolle Auflösungsbeschluß war sicherlich von den Kreisen, die den 
18j ährigen Kaiser in Olmütz umgaben, aus ihren reaktionären Gesinnungen heraus ausgegangen 
und von einer bureaukratischen Leitschicht unterstützt worden, die der Tradition des auf­
geklärten Absolutismus getreu, im Dienste des Gesamtreiches erzogen, j ede demokratische 
Regung verachtete und alles Heil von einer starr obrigkeitlichen Regierung erwartete . Eigentlich 
entscheidend war j edoch wohl die Wendung, die die gesamte europäische Politik um die Jahres­
wende genommen hatte ' und die :;ich nunmehr offenkundig ü berall durchsetzte. 

In Frankreich war Louis Bonapart.e am 10. Dezember 1848 zum Präsidenten der Republik 
gewählt worden. Er hatte den Weg besC'hrittC'n, der bald zur Wiederherstellung des Erbkaiser­
tum:; führte. In Deutschland war die Frankfurter Nationalversammlung durch die Mandats­
niederlegung vieler Abgeordneter geschwächt und schließlich dureh den König von Württem­
berg auseinandergej agt. worden, elie Landesherren waren wieder Souveräne wie im Vormärz. 
Auch :;onst auf dem Kontinent hatten die alten GesellschaJtsklassen die Einrichtungen der 
Repräst'ntativverfassung wieder beseitigt oder zum mindesten ständir,;eh-bureaukmtisch ver­
fäl:;cht und entwertet. Die Reaktion war siegreich auf der ganzen Linie, und das Kaisertum 
Ö:;terreich ha.tte nur mit ihr gleichen Schritt gehalten. 

Am Tage der Auflösung des Krem:;ierer Reiehstages erließ der Ka.i:;er ein Manifest, i n  
dem er "aus freier Bewegung und eigener kaiserlicher Ma.cht· · ,  somit als Souverän, die Vel'fas:;ung 
erließ, die sogenannte oktroyierte Märzverfa:;sung, in der alle Länder, auch Ungarn und seine 
Nebenländer, miteingeschlossen waren. Sie ging von der Rechtsauffassung aw;, daß Ungarn 
durch seinen Aufstand seine alte historische Verfassung verwirkt habe. Auch diese Märzver­
fas:;ung ha.tte kein langes Leben. Nachdem die ungarische Revolutionsarmee am 13. August 1 849 
zu Vilagos mit Hilfe zaristischer Truppen zur Kapitulation gezwungen worden war, wurde, 
dem Beispiel des napoleonischen Staatsstreichs vom 2. Dezembet' folgend, in Österreich am 
;)1 .  Dezember 1851 das sogenannte Silvester- oder Sistierungspateut erlai:lsen : es hob die erst 
vor eindreiviertel Jahren oktroyierte Verfassung auf, und nichts blieb von ihr übrig als eine 
beratende Körperschaft, der sogenannte Reichsrat, die Keimzelle, aus der die spätere Volks­
vertretung Altösterreichs hervorgehen sollte. 

Der Zyklus Revolution-Reaktion war abermals durchlaufen, aber alle Probleme, elie das 
.J ahr 1848 aufgerollt, an denen sich unser erster Reichstag abgemüht hatte, waren ungelöst 
geblieben. 

Nach einem Jahrzehnt meldeten sie sich wieder, diesmal nicht in Gestalt einer stürmii:lchen 
Revolution von u nten, sondern als Folge von Kriegen, die sich vor allem gegen den Bestand 
der ha bsburgischen Hausmacht richteten. Mit der Niederlage von Solferino 1859, dem Verlust 
der Lombardei, der schweren Erschütterung der staatlichen Finanzen setzte die Umkehr ein. 
Durch Entschließung vom 5. März 1860 wird aus dem bisherigen ernannten Rat von 
verdienten Staatsmännern der "verstärkte Reichsrat", in den auch die Landesvertretungen 
Delegierte entsenden. Die Körperschaft bleibt zunächst Rat, hat nur beratende Funktionen 
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und ist kein Reichst,ag, der Gesetze gibt.. Die Finanznot bewirkt jedoch. daß der ver:;tärkte 
Reichsrat. schon am 1 7 .  Juli 1 860 das Recht erhält . neuen Steuern und Staatsanleihen 
zuzustimmen oder sie abzulehnen - das erste Teil:;tück wirklicher Gesetzgebung. 

Der grund besitzende A del lehnt sich unter nationalen und provinziellen Vorwänden 
dagegen auf. daß die neue Großmacht, das Geldkapital. das Kaisertum zentral beherrschen 
:;011. So kündigt denn das Oktober-Diplom vom 30. Oktober 1 860 eine neue Verfassung an. 
Sie gibt den Ländern das G esetzgebungsrecht und beschränkt so die kai:;erliche Macht, der 
aber die Verwaltung vorbehalten ist, sie beschränkt den Reichsrat zugunsten der Landtage 
auf die sogenannten .. gemeinsamen Angelegenheiten" - ein neuer Begriff, der uns nunmehr 
ein halbes Jahrhundert nicht mehr loslassen und bis zur Verzweiflung quälen soll. 

Großbürgertum, Militär und Bureaukratie sind empört ü ber die Preisgabe der Reichsidee, 
ü ber die Auflösung des ehrwürdigen Kaiserstaat.es, und die Krone ist rasch ernüchtert. Schon 
nach vier Monaten, am 26. Februar 1 86 1 ,  vollzieht das sogenannte Februar-Patent plötzlich 
wieder die Rückkehr zum Einheitsstaat, indem es ein Grundgesetz über die Reichsvertretung 
und 15 Landesordnungen erläßt. Der Reichsrat besteht nun aus zwei Kammern, einem 
H errenhaus und einem Abgeordnetenhaus, Das Herrenhaus, das die großj ährigen Prinzen 
des kaiserlichen Hauses, die Erz- und Fürstbischöfe, die Häupter der erblichen Adels­
geschlechter und verdiente Männer umfaßt, soll das zentralistische Prinzip, das aus Delegierten 
der Landtage bestehende A bgeordnetenhaus das föderalistische Prinzip des Oktober-Diploms 
zur Geltung bringen. Dieses Abgeordnetenhaus sollte über die allen Ländern gemeinsamen 
Angelegenheiten Beschluß fassen, während dem gleichzeitig in:; Leben gerufenen ungari:;chen 
Landtag besondere Rechte vorbehalten bleiben. Die Ungarn, die in den " weitl'ren Reichsrat" 
1 40 Abgeordnete entsenden sollten, nützten die Lage klug aus. Sie kas:;ierten da:; Geschenk 
des eigenen Landtages ein, lehnten aber die Beschickung deH Reichsrates ab. Die:;el' war 
lind blieb bloß der "engere Reichsrat" ,  in dem 203 Reich:;boten aus clen "ü brigen Ländern" 
saßen. Wa:; :,;päter Zi:;leitlmnien und Österreich heißen :,;ollte, trit,t staat:,;rechtlich unter der 
Firma "elie übrigen Länder" ins Leben, wahrlich ein seltsamer Geburtsakt. eines Staate:; ! 

Die:;er engere Reiclu;rat ist zur Stammzelle geworden, aus der sich in langer, wech:;elvoller 
Um- und Neu bildung unser Nationalrat herallHgt'stalten sollte. Er wal' in Wirklichkeit eine 
Delega,t.ion au:; dcn Landtagen, die ihrer:;eits die �taml1lzelle un:;crer heut.e geltenden Lande:,;­
verfassungen geworden sind. Noch waren durch den au ßerordentlich hohen Zensus von 
10 Gulden direkter t;teuern gut vier Fünftel des Volkes von der Ge:;etzge bung ausgeschlo:;:;en, 
aber immerhin stellte dieser Reichsrat eine Übergang:,;form von der ständischen zur 
demokratischen Form der Gesellschaft dar, eine Übergangsform, aus der eine geradlinige 
Entwicklung herausführen konnte und tatsächlich herausgeführt hat. 

In den Augen unserer Zeitgenossen ist dieser Reichsrat, den das Volk nach seinem 
geistigen Vater nur das "Schmerling-Theater" nannte, freilich eine reine Groteske. Nicht nur, 
daß die große Überzahl der Bevölkerung nicht den Status des Sta,atsbürgers, sondern bloß 
den des Untertans besaß, war auch die zur Teilnahme am öffentlichen Leben berechtigte 
Minderheit weit entfernt von der Gleichberechtigung, da die Angehörigen der zwei obersten 
Kurien doppelt wählten und ihre Stimmen zudem hundert- bis ta usendmal mehr Gewicht 
hatten - neben den bonapartistischen Tricks von Plebisziten und konsultativen Conseils 
eine zweite Art verwerflichen Mißbrauchs demokratischer Formen zur Deckung reaktionärer 
Manöver. Aber der Apparat ist so sinnreich konstruiert, daß ein Stand den andern, eine 
Gruppe die andere paralysiert. Immerhin dauert es Jahre, bis alle Gruppen in gleicher Weise 
sich als genarrt erkennen, bis das Volk in seiner Gesamtheit das Spiel durchschaut und keinen 
Ausweg mehr sieht, als den Spieltisch umzuwerfen, um zu einer wahrhaft demokratischen 
Volksvertretung zu gelangen . Zu diesem Ausweg drängen natürlich in erster Linie und in 
leidenschaftlichen Kämpfen diejenigen, die von jeder Vertretung gänzlich ausgeschlossen 
sind, die arbeitenden Volksklassen. 
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Die Schmerlingsche Konstruktion des :F'ebruar-Patents hatte außer dem sozialen Zweck 
der Privilegienmg der feudalen und besitzenden Klasse und der Entrechtung des Kleinbürgers 
und Arbeiters noch einen z·weiten und t.ieferen Sinn. 

Jene privilegierten Oberschichten waren nämlich um die Mitte des vorigen Jahrhunderts 
ihrem Fühlen nach in allen Teilen des Reiches überwiegend deutsch ! Lemberg und Krakau in 
Galizien, selbst. ungarische St.ädte wie Pest, Kaschau oder Temesvar trugen äußerlich 
deutschen Charakter, hat.ten deutsche Gemeindeverwaltungen, yor allem waren die Handels­
kammern ausnahmslos deutsch, die Landgemeinden waren unerweckt ,  standen unter kirch­
lichem Einfluß und dem Kommando der kaiserlichen Beamten und wählten darum regierungs­
treu. Der Großgrundbesitz aber, so nahm man wenigstens an, war doch sicherlich dem Thron 
der Habsburger treu ergeben . Nur ein so kunstvoll aufgerichtetes Parlament konnte - mit 
Rücksicht auf die Auseinandersetzung im Deutschen Bund - das Kaisertum als deutsche 
Macht erscheinen lassen und die Überzahl der anderen Nationen aus dem Lichte der 
europäischen Öffentlichkeit wegeskamotieren. Die einzigen Magyaren waren stark und 
starrköpfig genug, sich das nicht gefallen zu lassen. Man mußte ihnen eine Konzession machen, 
indem man sie der Teilnahme an dem "weiteren Reichsrat" enthob. 

Damit aber schuf m an sofort bei Beginn des Verfassungslebens eine schwere und ver­
hängnisvolle Reizung aller anderen Nationen, an der das Reich schließlich zugrunde gehen 
sollte. Die Tschechen, wirtschaftlich, kulturell und vielleicht auch an Volkszahl zu j ener Zeit 
d<:n Magyaren überlegen, hat.ten nicht vel'gel:isen, daß das Kaisertum ursprünglich aus der 
Verschmelzung der habs burgischell Er blande, der Länder der böhmischen und der Länder 
der ungarischen Krone, also auf tri alistischem Wege entstanden war. Die staatsrechtliche 
Zurücksetzung der Wenzelskrone gegenüber der Stephanskronc blieb von nun an die ::Itändige 
Beschwerde, die Wiederherstellung des " böhmischen Staatsrechtes" die ständige Forderung 
der Tschechen, die denn auch - wie bald darauf ein Teil der Polen - l:iehon Mitte 1868 die 
weitere Beteiligung an dem "engeren Reichsrat" ablehnten. Auch die sogenannten ungarischen 
Nebenländer, Siebenbürgen und Kroatien , hatten das bittere Gefühl ,  daß sie, die im Kampfe 
H absburgs gegen Kossuth treu zur Krone ge:,;tanden waren, für diese Treue bestraft ,  die 
Magyaren aber für ihren Verrat belohnt wordcn ::leien. 

All dies hät.te wahrscheinlich hei ruhiger Entwicklung dazu gefü hrt, daß das Feurllar­
Patent nach wenigen Jahren ebenso rasch durch eine andere Verfal:isuog abgelöst worden wäre, 
wie e::l selbst das Oktober-DiploJll abgelöst hatte. Nun aber drängte l:iich - so wollte es das 
Verhängnis - das deutsche Reichsproblem wieder in elen Vordergrund, das durch die Aus­
einandertreibung der Frankfurter Nationalversammlung nur vertagt worden war und nunmehr 
von dem erstarkten Preußen abermals aufgeworfen wurde. Im Hinblick auf die Möglichkeit 
ei ner militärischen Auseinandersetzung kam der Hof zu dem Entschlusse, sich zunächst um 
jeden Prei:,; mit den Magyaren zu verl:itändigen. 

In bedachtloser Überstürzung lieferte man die Hälfte des Reiches, darunter das Groß­
fürstentum Siebenblirgen, das Königreich Kroatien und Slavonien, und die Frucht der 
Kolonisationsarbeit eines J ahrh underts, die Militärgrenze, damit an Nationalitäten die Slovaken, 
Rumänen, Karpatho-Ukrainer und J ugoslaven nebst einer Reihe geschlossener deutscher 
Siedlungen der magyarischen Gentry aus, einer Minderheit des ungarischen Völkerkomplexes. 
Man teilte also das Reich in zwei ungleiche Hälften in der trügerischen Hoffnung, diesseits 
der Leitha werde das Deutschtum dauernd die Herrschaft behalten und jenseits der Leitha 
das Magyarentum bei passender Gelegenheit wieder in seine Schranken zurückzuweisen sein. 

Der Krieg mit Preußen kam dem Abschluß der Verhandlungen zuvor, der stille Vorbehalt, 
im Bunde mit dem Frankreich Napoleons IH. Revanche zu üben, erwies sich nach dem Siege 
Preußens im deutsch-französischen Krieg 1870/71 als eitel : die dualistische Verfassung des 
Reiches wurde zur unumstößlichen Tatsache. 

Dem nunmehr endgültig "engeren" Reichsrat, dessen Tätigkeit noch dazu in den bei den 
e ntscheidenden Jahren 1 865 bis 1867 sistiert gewesen war, blieb nichts übrig, als durch das 
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Gest'tl\  VO/ll � l. Del\t' lIl her H i67 eier utlgarisehen H egelun!,( beizutreten lind Kielt damit ein, 
ven;tandt'll w erklären. daU i n  .Furlll der Ddegationen für die gelllein"nmell Angelegenheitell 
eine Art. dritte" Parlament t'nt"tand. Au ßerst.a.mle. elie widerl>innigl' g,ei ehspolitik eies Hofes 
zu hemmen, benüt,zte ,,;ie eier Reieh,,;rat wenig:;tem: dazu , clie";"dt.,, eier Leitlut end lich das 
Reprä!:lent.ativsY!:ltem zu siehel'll. Er be;;ehloß (las neue GnUldge,,;et,z ülwr die Reichsvertretung. 
elie Grundgeset.ze übel' die allgemeinen Rechte dC'r Staat:;bürger. elie EinsC't.z ung eines Reichs· 
geridües, die Regierungs. ,  Vollzugs. und richterliche Gewalt, C e"etze, die zusammen die !:loge· 
nannt.e Dezem bel" VerfaS!:lllllg bildetcn lind damit endlich aus den diesseit.igen Teilen des 
Reiches t.at:sächlich eine konstit.utionelle Monarchie :schufen. Das Kaisert.um Österreich war 
liquidiert und in die österreichi,,;ch. ungarische Monarchie umgewanddt, die "übrigen Länder" 
dies,,;eit!:l der Leitha bildeten einen besonderen Staat, vorläufig ohne eigenen Namen, bi,,; der 
Spraehgebrauch den Begriff Österreich allmählich auf diese Hälfte einschränkte. 

Wenn sich diese kümmerliche und zum Teil absurde Ordnung - wenn auch stets leiden· 
schaftlich umstritten - durch ein halbes J aluhundert halten konnte und erst unter elen Sch lägen 
des ersten Weltkrieges zusammenbrach,  so deshalb, weil sie wandlungsfähig war und in ihrer 
allmählichen Ausgestaltung dem jeweiligen wirtschaftlichen, kulturellen und politischen 
Reifegrade der Klassen und der Nationalitäten zu entsprechen vermochte. Das Herrenhaus 
erhielt neben elen Virilisten eine wachsende Zahl von ernannten Bürgerlichen, das Abgeordneten. 
ha.us wurde von 1 873 an direkt gewählt, allerdings zunäehst noch nach dem st.ändischen Viel" 
kmien!:lystem der Landtage. Der hohe Zensus wurde 1 88� auf J) Gulden herabgesetzt und damit 
da" Klein bürgertum und so ziemlich die ganze besitzende Bauernschaft in die "Bastionen" 
der Verfas!>ung aufgenommen. Nach jahrzehntelangen harten und erbitterten Kämpfen 
erzwang ,,;ich endlich auch die Arbeiterschaft die Aufnahme in Gest.alt einer fünften Kurie, 
die frcilich als Wahlkörpcr de,,; allgemeinen, gleichen LInd direkten Wahlreehtes eingeriehtet 
w Ul'de. so daß die Privilegierten mit dem Proletariat mit,,;ti m llltell, um e,,; t.unliehst zu llmjo· 
risieren. Illfolge die,,;er Reformen :st.ieg die Zahl der Abgeordneten von �03 auf 353 und !:lchlief3· 
lieh auf 4�5. 

Diese allmähliehen Reformen und die harten Kämpfe, dureh die "ie erzwungen wunlen, 
hatten eine außerordentliehc Wirkung : die Bevölkerung wurde in einem Maße politi,,;eh erzogen, 
wie c,,; aueh heute noch wenigen 6lkern eigen ist. Niemandem war das politi,,;che l{,echt als 
,,;elb,,;tverställdlich in den Schoß gefallen, niemandem blieb ein Vorrceht u nbestritten, jeder kämpfte 
bei der Willkür der Kurienteilung u m  die Größe des ihm zugemessenen Anteil,,;. Als schließlieh 
wenigstens in der fünften Kurie das allgemeine und gleiche Recht verwirklicht war, verloren 
in der öffentlichen Meinung alle Vorrechte ihre politische Geltung, und die Entscheidung der 
fünften Kurie allein hatte moralisches und politisches Gewicht. Um,,;o u nerträglicher freilich 
wurde das System de,,; Kurienhause:s, das Parlament wurde zum TUlUmelplatz unaufhörlicher 
Prote!:lte und fruchtloser Kämpfe gegen Entscheidungen, die oft weit.ab von dem lagen,  was 
dem allgemeinen Volksempfinden entsprach. So setzte sich endlich die Notwendigkeit dureh, 
zum reinen allgemeinen Stimmrecht ü berzugehen. Das Gesetz vom 26. Januar I U07 brachte 
das allgemeine, gleiche u nd direkte Wahlrecht und damit die weitere Erhöhung der Zahl der 
Mandate auf 5 1 6 ,  auf mehr als ein halbes Tausend - es fand in diesem Saale Platz . 

Damit, daß n un alle - ob reich oder arm, hoch oder niedrig - ihren Stimmzettel in eine 
und dieselbe. Urne zu werfen hatten, war ein Zweifaches erreicht : erstens der geschilderte 
Aufmarsch aller Klassen des Volkes, der - wie wir gesehen haben - mit dem Großgrund. 
besitz begann und nacheinander das höchstbesitzende Bürgertum, Groß· und Kleinbauern, 
Mittel· und Kleinbürger und endlich auch die Arbeiterklasse einbezogen hatte ; zweitens aber 
- und das ist wohl nicht minder bedeutsam - die Einheit der Staat ' bürgerschaft, in der alle 
'Veltanschauungen und Wirtschaftsinteressen öffentlich miteinander zu ringen und so jenen 
A usgleich anzubahnen hatten, der dem jeweiligen, wenn auch im Ablauf der Zeit sich wandelnden 
Gesamtwillen des Volkes entspricht . 
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Bei jeder Wahl geht. jede Partd von SonderintereRRen aUR, hat dieRe jedoch an allen anderen 
�onderintereRsen zu llleRSen, und zwar in breitester Öffentl ichkeit. vor der lll'tei lenden Volks­
geRamtheit.  Im Vertretungskörper selbst gelangt nach ernsten und schwierigen Verhandlungen 
in AURRchüssen und nach mehreren Lesungen im Plenum zweier Kammern dieser Intcl'eRsen­
streit zum Abschluß - die entscheidenden Endabstimmungen sind so der Ausdruek des VolkR­
willenR. Verfehlen sie diesen, so bringen Neuwahlen die KoneHnr, 

Bisher hat niemand ein zuvcrläsRigeres Verfahren zur Erkundung deR Volkswillens,  zur 
Ausgleichung allel', in jeder menRehlichen Gesellschaft  i mmer wieder entstehenden Gegen­
sätze, zur allgemeinen Rtaatshiirgerliehen Erziehung, zur Vermeidung gewaltsamer Austragung 
der Mein llngsver'schiedenheiten und zur Sicherung des inneren Friedens wie des stufen weisen 
Fortschritts aufzuzeigen vermocht. 

Die EinRicht in diese Zusam menhänge zeigt zugleich. daß jedes Einpart.eisystem sinn­
widrig und das gerade Gegent.eil von Demokratie ist, ebenso wie jedes Plehiszit, das die Volks­
gemeinschaft außerstande setzt, sich vorher gründlich zu beraten, alleR Für und W'ider zu über­
legen und sodann wohlorientiert zu entscheiden. 

Der Wert cler Demokratie, der freien Parteihilclung und des Wettbewerbs der Parteien 
auf dem Boden des glei cl1C'n Rtim mr'echtR allel' i�t lange verkannt worden , Begreiflicherweise 
findet die Ungeduld der allf.<;teigenden KlasRt'n dieRen Weg el'l1üchtel'l1d langRam und neigt. 
zu der' Hoffnung. ihn dnrch das Ungestü m der Revolution kiirzen zu können, Unser hiRtOl'ischer 
Rückhl i ck hat diese Hoffnung al� triiger'iseh erwieRen. Die Erfahrungen der abgelaufenen 
andert.halb .Jahrhunderte bezeugen, daß Revolut.ionen zwar Idee, Prinzip und Vorbild des 
Neuen in einem Reheri,;chen Augenblick vorwegnehl1wn, aher nicht. zugleich dauerhaft verwirk­
l ichen können,  Solche Vorwegnahme hat mit der niemals versagenden Regelmäßigkeit eines 
ZylduR die Reaktion, wenn nicht die blutige Gegenrevolution herausgefordert : das Endergebnis 
war', daß die GeRel]';chaft von Katastrophe zu Katastrophe taumelte. Völker, wie das britisehe 
und das Volk der Verein igten Staaten, die dieses abwechRlungsreiche Spiel clurC'h die letzten 
�oo .Jahre vermeiden konntcn, haben sich eines ru higen Aufstiegs erfreut und so die anderen 
Völker wirt.schaftlich und kulturen gewaltig zu überholen vermocht. Heute, wo Rieh Biirger­
krieg wie Völkerkrieg RO verheerend gestaltet haben, bedeutet die Auseinandersetzung im 
Wege der Gewalt, nicht nur eine Unterbrechung des geradlinigen Aufstiegs, sondern den Rückfall 
deR heimgesuchten Volkes auf .Jahrzehnte, wenn nicht seinen staatlichen Untergang. Vor 
einem .Jahrhundert, als die Lokomotive noch die sensationelle Neuheit war, etwa wie heute 
die Atombombe, hat man gesagt: Revolutionen sind die Lokomotiven der Geschichte - heute 
sind sie ihre Atombomben. Zur Vermeidung der sonst unvel'meicllichen LeidenRstationen 
gibt es nur ein Mittel, die volle, umfassende, ehrliche Demokratie ! Dies ist die klare unanfecht­
bare Lehre des abgelaufenen J ahrh underts ! 

Äußere Verwicklungen haben den im Jahre 1 91 1  gewählten ReiclHlrat darum gebracht, 
die Saat zur Frucht reifen zu sehen und diese zu ernten. 

Die durchgehende Politisierung des ganzen Volkes hatte außer den geschilderten wohltätigen 
Folgen andere, nicht minder bedeutende, aber leider weniger verheißungsvolle gebracht. Da 
jeder einzelne bis hinaus ins entlegenste Industriegebiet und Bauerndorf am öffentlichen Leben 
teilnahm, waren auch alle Nationalitäten bis auf die kleinste und bis dahin rückständigste 
wach und ihrer staatlichen Interessen bewußt geworden ; nicht nur die sogenannten histori­
schen Nationen, die sich - wie die Tschechen und Polen - auf ihre frühere Eigenstaatlichkeit 
berufen konnten, sondern auch die sogenannten geschichtslosen, wie die Ukrainer in Galizien 
und die Slovenen, selbst die eingeschlossenen Enklaven und die verstreuten Minderheiten, 
Die Lösung des Nationalitätenproblems wal' damit zur dringendsten Staatsaufgabe geworden 
und duldete keinen Aufschub mehr. Das Problem, das elen ersten Reichstag in Kremsier 
beschäftigt hatte, war nun wieder aufgerollt, diesmal aber auf breitester Basis und mit der 
allergrößten innerstaatlichen und außenpoJit,ischen Tragweite . 
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Da:'< Hans des allgemeinen. gleichen und direkten \Yahlrechte,.. bot nun nieht den der \Velt 
vertrallten Anblick eines Kationabtaatsparlaments, sondern eher (len einer Völkerbundtagung. 
A.lle . auch die klein::;ten X ationalit äteu und :\!iI1(!t'rheiten , wart'n vertreten : zum Leidwesen der 
Xatioualü.:ten allerding;.. nicht in geschlo:-.::;enen Xationalparteiell. sondern jede in i hrer sozialen 
Gliederung, die natürlich bei Delltsehen und Tschechen am weitesten ging. A.ber selbst. elie 
Rumänen der Buko\\"ina und die It,aliener de:-: Küst.enlandes und des italienischen Teiles von 
Südtil'ol hatten Bürgerliche llnd Sozialdemokraten nebeneinander entsendet" fast. jede 
nationale Gruppe besaß ihre gesonderte agrarische u nd gewerblich-indust.rielle, ihre li berale 
llncl klerikale Fraktion und gar m anche .. \Vilcle" daJ1(·ben . Der radikale deutsche Nationalismus, 
dar;, was wir heute .. Nazismur;" nennen, hatte Ulll' einf'n unbedeutenden Bruchteil der deutschen 
A bgeordnetensitze zu erobern vermocht. 

Die Wahlreform-Regierung Bec-k trat vor das Haus als parlamentarisches. bürgerli c-hes 
Nationalität.en-Kabinett. Nur drei Ressorts waren der Bureaukrat.ie vorbehalten, alle anderen 
waren auf elie drei großen Nationen, die Deutschen, Tschechen und Polen, aufgeteilt. Den 
j üngeren Nationen war durch Berufung hoher Beamter aus ihren Reihen in die Ressorts Ein­
fluß auf die Ministerien eingeräumt. Das Programm nationaler Reformen , auf die sich dieses 
Kabinett geeinigt hatte, war kein anderes als j enes der KremsieI'er Verfassung, allerdings 
zeitgemäßer und in Einzelheiten konkreter ge"taltct. Die nat.ionale Autonomie wa·r auf dem 
Marsch . •  Jeder verstand, daß für das Gelingen die:'\es Werkes langwierige , oft. st.ritti ge Ver­
handlungen und zähes Ge"chic];; in der Führung nöt.ig "ein würden.  Die PerRon de" MiniRt.er­
präRi c1enten Beck garantierte eine solche Führung. 

Unglückselige Einflüsse haben die Regierung gehemmt und daR Werk untergraben. Es 
waren ei nerseit,s die ursprünglich trialistischen Pläne des Thronfolgers Franz Ferdinand. der 
Beck mit unverständlichem Hasse als vermeintl ichen "Sozialisten" verfolgt.e, es war der 
Einfluß Bu dapests, der die Hofkreise alarmierte und sehr bald auch Franz Ferdinand cl1ll'ch 
bet.onte off izielle Anerkennung seiner Gattin u mst.immte, es war zuletzt, und dies mit größt.em 
Nachdruck, der Einflu ß  Berlins und des Kaisers Wilhelm H., der als Bundesgenossen nicht ein 
internationales, sondern ein deutsches Österreich und ein magyarisches Ungarn wollte. Das 
Kabinett Beck wurde durch diese außerparlamentarischen Einflüsse gestürzt, es folcrte das 
deutsch gerichtete System Bienerth , das un I  in die Neuwahlen ging und durch diese die natio­
nalen Leidenschaften erst recht entflammte. Der Reformgedanke war damit erschlagen, 
mit ihm auch das Parlament, das unter endlosen Obstruktionen und Demonstrationen dahin­
vegetierte, bis der erste Weltkrieg dem traurigen Spiel und damit auch der Monarchie selbst 
das Ende bereitete. 

Dieser Saal, in dem wir heute versammelt sind, und die Institution, die hier getagt hat, 
sind trotz dieser ihrer Ergebnislosigkeit denkwürdig ! Es gab vor- und nachdem nichts der­
gleichen in der Welt ! Der Reichsrat von 191 1 bis 1914 war der Ratssaal von acht Nationen, 
die nach der staatlichen Rechtsform ihres gemeinsamen Daseins s uchten. Ich habe ihn mit 
der späteren Völkerbundversammlung verglichen : aber diese letztere bestand - wie heute die 
UNO - aus Delegierten starrer Staatssouveränitäten, diese Versammlung aber aus Erwählten 
der Völker selbst, innerhalb jedes Volkes aus Vertretern aller ökonomischen, sozialen und kul­
turellen Schichtungen, die ebensoviele Querverbindungen gleichgerichteter Parteien zwischen 
den Völkern darstellten. Wie weit hat die Menschheit noch bis dahin, sich eine solche Universal­
vertretung zu schaffen, in der nicht nur "Souveränität" ,  sondern die Volks masse selbst ent­
scheidet. 

Der erste Weltkrieg hat diesen geschichtlich gewordenen und zu großen Hoffnungen 
berechtigenden Völkerbund im Kleinen zersprengt und an dessen Stelle Nationalstaaten gesetzt, 
Vorgebliche Nationalstaaten ! Denn sie beherbergten in sich selbst neben einer herrschenden 
mehrere dienende Nationen und boten schon dadurch allein den Anreiz und Anstoß zum zweiten 
Weltkrieg. HitleI' hat sich dieser Gegensätze mit Erfolg bedient. Die schonungslosen Ziffern 
der Statistik haben außerdem ergeben, daß keines der ehemals österreichischen Völker bis 
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1 938 dieselbe wirtschaftliche Wohlfahrt wieder erreichen konnte, die sie im letzten Jahre vor 
dem ersten Weltkrieg besessen hatten. Der zweite Weltkrieg aber hat die angestrebte und 
vorgeblich erreichte Souveränität dieser Staatel"!. ausnahmslos prekärer gestaltet als die staat.s­
bürgerliche Freiheit, und nationale Autonomie. die sie vor 1914 im Vorkriegsösterreich entweder 
erreicht hatten oder zu erreichen gewiß Warell. Man hat das Österreich von damals die Groß­
macht der Kleinen genannt, sie ist abgelöst durch die Ohnmacht der Kleinell. 

.Jene Volksvertretung, zu der der Reichsrat gediehen war, löste sich auf in Nationalräte. 
Bedeutende Männer, die in diesem Reichsrat ihre politische und demokratische Schulung 
genossen hatten . wurden zu 1\1itschöpfern ihrer neuen St.aaten, zu Zierden ihl"er Parlamente 
und zn den'll wichtigsten Ministern. So. um nur die n a mhaftesten zu erwähnen, Masaryk , 
K ra,IlUtr, Tusar und 8meral in Prag. Daszynski und Vit.os in 'Varschau. Pittoni und heute 
de Gasperi in Rom, Koro�ec in Belgrad . Ohne wesentliche Übertreibung kann man sagen : 
der Wiener Reichsrat war die Rekrntenschnle der mittel- und südosteuropäischen Demokrat.ie 
wie des f:;ozialismns dieses I.änderkomplexes. 

Von den 516 Abgeordnet.en des Reichsrat.es traten auch alle die 208 deutschsprachigen 
Vertreter zusammen , um ans dem allgemeinen Niederbruch des ehemaligen Kaisertums die 
Deutschen Öst.erreichs zn retten, und erklärten sich als Nationalversammlung von Deutsch­
ÖRterreich. Si<:, gab<:'n cl<:'r nunmehrigen Repnblik ihr<:' vorläufige Verfassung. erweitert.en das 
vVnhlrecht, cll1J"ch das St.immrecht. der Frauen und vervollkommneten die demokratii'chen 
nnmdh\gt'n durch Einführung d<:,s Verhiilt.niswahlrechtei'. 

Nie alle war<:'n noch Mitglieder dei' alt.en R,eichsrates, der eine so wec-h::;elvoll<:, Geschichte 
hi nter sich hatte, der im let.zten Ursprung auf den R<:'ichst.ag von 1 848 zurückging, dessen 
.Jahrhundertfeier wir' heute begehen . Di<:'ser war nun freilich zum "engsten Reichsrat" geworden , 
aber er war erlenchtet durch die Erfahrungen ein<:'s .Jahrhunderts, gehärtet durch die schweren 
Prüfungen so vieler .Jahl'z<:,hnte und so vieler kriegerischer Katastrophen von Solferino bis 
zum Z u sammenbruch cl<:'r lRonzofront. Er war entschlossen , die volle alleinige Verantwortung 
für (las Rc-h ic-ksal clei' Volke::; zu ü bernehmen. Er schrieh Neuwahlen aus, löst<:' sich selbst. auf, 
kehrt<:' aber wiecler in der veränderten Gt'stalt. der beiden Häui'er, des Nationalrates und des 
BundeRrates, cless<:'n heutige Mitglieder in diesem zum Glück unzerst.ört.en Saale versammelt. 
sind. um der Vorgänger zu gedenken. 

Unsere Volksvertretung aber ist nicht mehr - beachten Sie wohl - bloßer Gesetzgebungs­
körper neben einer selbständigen Herrschaftsgewalt. Sie alle, meine Männer und Frauen, sind 
Träger der gesamten staatlichen Ordnung, der ungeteilten, wenn auch gegliederten Gewalten, 
Träger dessen, was die Staatsrechtslehrer Souveränität nennen. 

Die Siegermächte haben im Friedensvertrag das Reich liquidiert, ein unheilvoller Schritt, 
an dessen Rückwirkungen heute ganz Europa leidet. Sie haben der Gesamtheit der Deut.schen 
Österreichs die Fortdauer ihrer vielhundertjährigen Gemeinschaft nicht gestattet - die Älteren 
unter Ihnen erinnern sich wohl des tragischen Momentes, wo die Abgeordneten der abgetrennten 
deutschen Siecllungsgebiete in stummer Prozession die rot-weiß-roten Abzeichen auf der Präsi­
dentent.ribüne des Nationalrates niederlegten und das Haus verließen. Sie gingen einer unge­
wissen Zukunft entgegen. Insbesondere das von ihnen vertretene Volk der Sudetendeutschen 
irrt heute habe- und heimlos durch die Welt. 

Die Bewohner Wiens und der Ostalpenländer waren nun gehalten, allein den Namen 
Österreich zu übernehmen, allein den Vorwurf der Schuld zu tragen an einem Kriege, der 
am allerwenigsten von diesem Teil und diesen Kreisen des alten Reiches gewollt und verursacht 
worden war, sie waren genötigt, das vom Kriege erschöpfte, von den jahrhundertelang gepflegten 
Rohstoff- und Nahrungsquellen plöt.zlich abgeschnittene Land als selbständiges Wirtschafts­
gebiet einzurichten und als geordnetes Staatswesen in die Gemeinschaft der europäischen 
Völker zurückzuführen. Sie haben dieses schier unmögliche Werk durch ihre Volksvertretung 
vollbracht, und diese hat sich damit der langen Folge geschichtlicher Vorgänger seit den Tagen 
von Kremsiel' rühmlich angereiht . 
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DaR werh"el ",o] [(' tragiRche neR('hi c k  der erRten Republik . RO tragisch deshalb.  wei l eR 

durch ü bermächtigen Druck au"wät·tigel' OewaIten auf daR k leine h ilflose Land veru1'flarht 
worden iRt, der UntE'rganl! dE'r er"ten RqHlhl ik und das Wunder des Wieclererstehens unserer 

Rtaatl irhen E inrichtu ngen in der zweiten Republi k  sind in aller Erinnerung. Daß diese Auf­
t:'rstt:'hu ng m ögl i ch war, (laß "1t:' i n  ,,0 ku rzt:'1' Zpit. Ri ch vollzog. daß d ie zweit,e R,t:'p ublik österrpich 
ht:'inaht:' u ntt:'r allt:'n . den Siegel" wie den bp!'liegtpn Staaten. zut:'rst. sich st.abil isierte. daß I'it:' 

sich sdbst. in  yölIig reinen Wahlt:'ll einE' Regit:'nmg VOll im lwut.igt:'n Europa beinahe nnE'rh ört.er 

Bt:'stäncligkPit. und in nerer Ft:'st.igkPit g<,ben konnte . das ist i m  lt:'t.zten Grund die Frurht der 
demokrat. ischt:'n Erzit:'h llng l1 11st:'rp::\ Volkt:'s. diE' dureh a11 dit:' ü lwrwnndt:'nen Fähdiehkt:'iten 
der lt:'t.ztt:'n drei Jah l'zehnte nur vertieft. worden ist. DieRer Erzit:'h ung danken wir dit:' St:'l hl't­

verst.ändli chkeit , man möchte sagen ,  die Wucht der SelbstverRtändli rhkeit, mit  del' Rieh d ie 
'Viedert'l'heb ung unl'erel'> Volkes und die Wiederaufrirl1t.llng unReres Staatswesens vollzogen hat . 

M"änner u nd Frauen . Volksbeauftragte der zweiten Republ ik ! Ein Jahrhu ndert b l ickt 
auf Sie herab ! Die Erfahru ngen eines Jahrhunderts fordern von Ihnen Brherzigung ! Fureht.­

bare Ersch ütterungen und Umwälzungen vieler Jahrzehnte haben Ihnen Traditionen h inter­

lassen, die bei a11 dem Leid .  das sie gehracht h aben . zU/lleirh t:'ine seltene Schnle für Sit:' und 

alle kommenden Generationen von Österreichem waren. Nahezu alle Staatsformen, die in  den 

Büchern der Geseh ieh t.e verzeichnet Rind ,  vom Rchranken losen Absolutism us b is znr rt:'insten 

Demokratie, hat unser Volk durchlebt, alle Abirrungen vom totalitiirf>n FaRehism ns bis zur 

komm unistisrh('n Staatl'a11 m ac-ht hat es in Rel!Wr ü benväl tig<'nd('n Majorit.ät, ahgeleh nt . Es 

hat gelernt und wei ß . daß es kc-inf> ruh ige, stabile und doch kC'i ner Zuku nftsent.wirk l u n g  priijud i -
7.ierendf> VerfasRung gi ht., (' I'  sei denn d ie reine, auf dem MCllRehel1l'echt des ei nzehlC'n und 

d er Selhi'ltrf>giernng des VolkRganzC'n ruhendC' Demokratie. 
Diesf>s überlieferte Gut ist I h n('n , Männer u n d  Frauen, als elen Beauftragt.rn diescs Volkes 

an vel'tmut ! Noeh steh(,ll SiC'. wie uns('r ganzes Volk,  unter c! ('m Druck fremdC'!' M"ii('h te : ah0l' 

der Tag kommt, an dem u llserC' voll(> Sel hstbeRtimm ung wied(,l'kehrt. und sch on heute haben 

wir 7.U handeln im Geiste der Sel bl't.verantwortllnl!. VergesRen Sie n iemals [i bel' deI' gewöhn l ichen 

TagesarbC'i t Ihre gro ße Hauptaufgabe ! Sie sind n i rht n ur Begutach ter , Berater, Helfer der 

GesC'tzC'ssrhöpfl lug. Sie Rincl d ie souveränen Träger der SC'lbstbestimm ung (lieses Volkes : RC'inC' 

Z u k u nft, sein Sch iC'kl'al Rind in Ihl'e Hand gelegt. Behüten Sie, führC'n Sie. erhehen SiC' unsei' 

Volk zu jener wirtsrhaft.lichen und gl'istigen Höhe. zu der es (leI' HC'imathod<'n u nd diC' ererbten 

Anlagen hefähigen und Reine großen Trad itionen berufen ! (Stürm ischer Beifall und Hiinde­
k latschen. )  

Nachdem sich der Bu ndespl'äsident. unter' anhaltenden Beifallsknndgebungen auf flf'inen 

Platz zurückbegeben hatte. h ielt der 
Präsident 

folgende Schlu ßansprache : 

Herr Bu ndespräsident !  Sie haben u nsere Erwartungen restlos erfüllt. Sit:' h abf>n uns eine 

ehenso wissenschaftliche wie populäre Darstf>llung des Entwicklungsgangrs von 1 00 Jahren 

vorget.ragen. Sie haben uns tiefe Einblicke in die Wechselfälle d iesel' Entwi ckl ung vermitt.elt. 

und uns erkennen lassen ,  wieviel Leid, aber auch welch große Freude über u nser Volk und u nser 

Vaterland gekommen sind. Wir sagen Ihnen hiefiir aus ganzem, überquellendem Herzen 
innigsten Dank. (Starker Beifall. ) 

Damit kann es aber nicht abgetan sein .  Herr Bundespräsident haben am Schlusse Ihrer 
Ausführungen an die Männer und Frauen, die heute das österreichisehe Volk im Nationalrat. 
u n d  Bundesrat repräsentieren, einen Appell gerichtet. Ich bin überzeugt, er wird seine Wirkung . 
tun. Nichtsdestoweniger halte ich mich für verpflichtet, als Präsident des Nationalrates und 
Vorsitzen der der heutigen gemeinsamen Festversammlung Ihren Appell noch zu u nterstreichen. 

Was Sie uns vor Augen geführt haben, ließ uns wie in  einem Spiegel alles das schauen, was 
man als Schwäche, uncl allefl das, was man als Stärke bezeichnen kann. Verehrte Frauen und 
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Herren des Nationalrates und des Bundesrates ! Eines tritt uns in diesem Augenblick yor Augen : 
das ist der Aufstieg, den der demokratische Gedanke trotz aller Hindernisse innen- und außen­
politischer Katur genommen hat. 'Yir stehen heute auf dem Höhepunkte dieser hundertj ährigen 
demokratischen Entwicklung. ViTir dürfen uns ehrlich und redlich darüber freuen. daß e� uns 
gegönnt war - dem einen länger. dem anderen durt'h kürzere Zeit -. an dieser Entwicklung. 
an diesem Erfolg. an dieser Krönung der hundertjährigen Entwicklung mitarheiten zu können. 

Stärker als die Freude über diese Tatsache mag: uns a ber im Innersten das Bewußtsein 
ergreifen und die Erkenntnis aufrütteln, welch ungeheure Verantwortung auf unsere Schultern 
gelegt ist. Wir haben nun eine wahrhaft demokratische Verfassung und eine wahrhaft demo­
kratische Volksvertretung. Achten wir mit voller Hingabe darauf, daß diese Errungenschaft 
in dem Glanze. in dem sie vor uns steht,  nicht verdüstert werde ! Die Errungenschaft .  e1ie> die 
Demokratie auf ihren Höhepunkt geführt hat, legt uns in gigantischer Größe die Verpflichtung 
auf, sie gegen alle Abwege und Irrwege, gegen jede Bloßstellung zu bewahren und vor allem 
anderen unserem Volke den Beweis dafür zu erbringen, daß Demokratie nicht etwa nur eine 
theoretische Konstruktion, sondern eine schwerverpflichtende Aufgabe ist . 

Für mich als Präsidenten des Nationalrates ist es in diesem Augenblick eine beglückende 
Tatsache, feststellen zu können, daß die bei den Häuser unserer Gesetzgebnng: diese ihre Ver­
pflichtung erkannt und durch nunmehr drei Jahre gewissenhaft erfüllt haben. Mag in dem 
Kugellager dieses Getriebes noch manches Sandkörnchen liegen und Reibungsflächen erzeugen -
das soll uns die Freude an der Tatsache nicht vergällen : wir haben unsere besten Kräfte nicht 
nutzlos vergeudet, sondern im einigen Zusammenwirken der Parteien eingesetzt für das "r ohl 
unseres Volkes, für das Wohl unseres Vaterlandes, zur Bekräftigung und ZUlU Ruhme eies 
demokratischen Gedankens. 

So wollen wir es halten nicht nur unter dem augenblicklichen Eindruck einer Darstellung 
des hu ndertj ährigen Entwicklungsganges bis zum heutigen Ziele, sondern so wollen wir es 
halten, Herr Bundespräsident und Herr Bundeskanzler, unt,er Eurer Führung für und für, 
immer dessen gedenkend : es geht um Österreichs ", ohl, es geht um das �T oh1 unseres Volkes, 
unseres Vaterlandes ! (Stürmischer Beifall und Händeklatschen . )  

Die Versammlung und elie Besucher auf den beiden Galerien erheben sich von den Sitzen 
und bereiten dem Präsidenten eine herzliche Ovation. - Die Chorvereinigung " Jung -Wien" 
bringt die österreichische Bundeshymne zum Vortrag. 

Präsident K u  n s c h a k schließt die Festversammlung mit dem begeistert aufgenommenen 
Ruf: Es lebe unser Volk ! Es lebe Österreich ! 

SchlUß der Sitzung : 11 Uhr 40 Minuten. 
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